Stand 28.10.2014

Einstellungs-/Weiterbeschaftigungsvorschlag TI.ITI

An die Beschéftigungsdienststelle
Technische Universitdt Minchen (genaue Bezeichnung des Instituts/Lehrstuhls/Fachgebiets,

[ Zentralabteilung 1, Referat 12 der Betriebs- oder Verwaltungseinheit):

[J Zentralabteilung 2, Referat 21

[J Zentralabteilung 2, Referat 22 Fur Riuckfragen steht zur Verfligung:
[J Zentralabteilung 8, Referat 82 Frau/Herr

[ Servicebiiro/Verwaltung d. Fakultat fiir Telefon-Nr.

mit Anlagen E-Mail

[ Einstellungsvorschlag
[ Weiterbeschaftigungsvorschlag

1. Wichtige Vorbemerkungen und Hinweise

Der Beschéaftigungsdienststelle und der Bewerberin/dem Bewerber sind bekannt, dass fur die rechtsverbindliche Ausgestaltung des beab-
sichtigten Beschéftigungsverhaltnisses die Personalverwaltungen der jeweiligen Standorte der Technischen Universitét Miinchen zustan-
dig sind. Von der Lehrstuhlleitung/Vom Institutsvorstand etc. dirfen deshalb nur Einstellungsvorverhandlungen gefiihrt werden. Dieser
Einstellungs- bzw. Weiterbeschéaftigungsvorschlag enthalt deshalb noch keine rechtsverbindliche Zusicherung flr ein Beschéftigungsver-
hé&ltnis mit der Technischen Universitat Munchen. Der Arbeitsvertrag wird mit dem Freistaat Bayern abgeschlossen, der hierbei allein durch
die im Auftrag des Préasidenten - fir den Personenkreis der wissenschaftlich Beschéftigten - bzw. des Kanzlers - fiir den Personenkreis der
nichtwissenschaftlich Beschéaftigten - handelnden Personalstellen der Technischen Universitat Minchen vertreten wird. Vor Abschluss
eines Arbeitsvertrages mit nichtwissenschaftlichen Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmern muss auBerdem der 6rtlich zusténdige Personalrat
nach dem Bayer. Personalvertretungsgesetz beteiligt werden. Einstellungsvorschléage sind sofort nach Abschluss der Einstellungsvor-
verhandlungen, mindestens aber vier Wochen vor der beabsichtigten Arbeitsaufnahme, Verldngerungsvorschlage mindestens aber
vier Monate vor der beabsichtigen Weiterbeschéftigung, den fir den Hochschulstandort zustédndigen Personalverwaltungen vorzulegen.
Personen, deren Ausbildungs- oder Arbeitsverhéltnis endet, sind verpflichtet, sich spatestens drei Monate vor dessen Beendigung person-
lich bei der Agentur fiir Arbeit arbeitsuchend zu melden (§ 38 Abs. 1 SGB Ill). Nur durch das Einhalten der o.g. Frist kann diese Melde-
pflicht vermieden werden.

2. AuBerdem sind der Beschiftigungsdienststelle und der Bewerberin/dem Bewerber
bekannt, dass

e die Arbeitsaufnahme vor Abschluss des Arbeitsvertrages nicht erfolgen darf. Bei der Beschéftigung einer Bewerberin/eines Bewerbers
vor Abschluss eines Vertrages oder der Beschéftigung entgegen dem Arbeitsvertrag kdnnen Haftungsanspriiche gegen die/den Ver-
antwortliche/n entstehen,

e der Einstellungsvorschlag keinen Anspruch auf Eingruppierung in der vorgeschlagenen Entgeltgruppe begriindet und dass die Ein-
gruppierung von der Personalverwaltung auf der Grundlage des Vordruckes ,Feststellung der Entgeltgruppe” vorgenommen wird,

e ihr/ihm nach Arbeitsaufnahme nur Tétigkeiten lbertragen werden dirfen, die der im Arbeitsvertrag festgelegten Eingruppierung ent-
sprechen,

e ein der Personalverwaltung vorgelegter Weiterbeschéftigungsvorschlag noch keinen Anspruch auf Vertragsverlangerung begriindet.

3. Besondere Hinweise fur befristete Arbeitsverhaltnisse

Zur wirksamen Befristung eines Arbeits- und Dienstverhaltnisses bedarf es einer eigenen sachlichen Rechtfertigung. Fur die entspre-
chende Gestaltung befristeter Vertrage sind die maBgeblichen Befristungstatbestédnde unbedingt mitzuteilen. Auf der Seite 3 dieses Vor-
druckes sind die wichtigsten Befristungsgriinde unter den Ziffern 8.1 — 8.3 zusammengefasst dargestellt. Sind mehrere Griinde fur die
Befristung maBgebend, sind diese darzulegen.

4. Allgemeine Hinweise zur Gewahrung von Umzugskosten und Trennungsgeld

Bei Umziigen aus Anlass der Einstellung ist im Regelfall keine Umzugskostenverglitung mehr zuzusagen. Die Méglichkeit zur Zusage aus
Anlass der Einstellung besteht nur noch, wenn nach vorheriger Feststellung an der Einstellung ein besonderes dienstliches Interesse be-
steht, d.h. die Einstellung wiirde bei Nichterteilung der Umzugskostenzusage scheitern und vergleichbare qualifizierte Bewerber stehen
nachweislich am Dienstort Miinchen und Umgebung nicht oder nicht ausreichend zur Verfligung. Dariiber hinaus ist es erforderlich, dass
mit der/dem Einzustellenden ein Vertrag mit einer Dauer von mindestens zwei Jahren abgeschlossen wird. Der Antrag auf Zusage der Um-
zugskostenvergitung ist so rechtzeitig zu stellen, dass die jeweils zusténdige Zentralabteilung das besondere dienstliche Interesse vor
dem Einstellungstermin feststellen kann. Eine ansonsten erteilte Zusage wére unwirksam. Eine Zusage nach erfolgtem Umzug ist nicht
mdglich.

Mit dieser Zusage ist die Gewahrung von Trennungsgeld verbunden, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen hierflr vorliegen.

Die Verbuchung aller Kosten erfolgt aus der Verbuchungsstelle des Gehalts.

Das erforderliche Antragsformular ist im Internet im Formulararchiv unter https://portal.mytum.de/archiv/form personal (Stichwort ,Um-
zugskosten®) abrufbar.
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5. Angaben zum beabsichtigten Beschaftigungsverhaltnis

Frau/Herr

geboren am Staatsangehorigkeit

Anschrift (StraBe, Hausnummer, PLZ, Wohnort)

soll ab ; ;
[ unbefristet [ befristet bis
Begriindung erforderlich — siehe Seite 3
[ vollbeschéftigt [0 mit der Halfte [J mit wéchentlich Stunden
als in Entgeltgruppe

eingestellt / weiterbeschéftigt werden.

Nach Arbeitsaufnahme diirfen nur Tatigkeiten libertragen werden, die der im Arbeitsvertrag festgelegten Eingruppierung
entsprechen. Andernfalls konnen unter Umstanden Haftungsanspriiche gegen die/den Verantwortliche/n entstehen.

[] Die Arbeitszeit soll abweichend von der Fiinf-Tage-Woche festgelegt werden auf Tage.
Bitte genaue Festlegung der Tage: OMo OD OM [Obo [OFr

[ tariflich vorgesehene Probezeit [ verkirzte Probezeit von Monaten
Begriindung:
Erhalten Sie aktuell ein Stipendium der TUM oder einer anderen Bildungseinrichtung? O Ja [0 Nein

Es bestand/besteht bereits ein Beschaftigungsverhéltnis an der TUM als:

[0 Beschaftigte/r [0 wissenschaftliche Hilfskraft [0 studentische Hilfskraft
[J Beamtin/Beamter [0 wissenschaftliche/r Mitarbeiter/in

6. Verrechnung - genaue Angaben zwingend erforderlich

Kapitel Titel FondsNr. Kostenstelle
[ Drittmittel

Kapitel Titel FondsNr. Kostenstelle
[J sonstige Mittel

[ Planstelle Nr.

[J Es handelt sich hierbei um eine Ersatzeinstellung fiir folgende/n Altersteilzeitarbeitnehmer/in:

Es wird bestétigt, dass bei einer Beschéaftigung zu Lasten von Dritt- und sonstigen Mitteln diese zur Abdeckung aller anfallenden
Personalkosten einschlieBlich Zuwendung, Urlaubsgeld, Zulagen etc., Arbeitgeberanteile Sozialversicherung und Zusatzversorgung so-
wie der unter Umsténden anfallenden Umzugskostenvergiitung/Trennungsgeld fir den gesamten Vertragszeitraum ausreichend

zur Verfiigung stehen.

7. Lehrverpflichtung gemaB § 4 Lehrverpflichtungsverordnung (LUFV) bei
wissenschaftlichen Beschaftigten, soweit nicht aus Drittmitteln oder
Prifamtseinnahmen verrechnet

Die Lehrverpflichtungsstunden sind nur in folgenden Féllen anzugeben:

[] Die/Der Obengenannte soll als Lehrkraft fiir besondere Aufgaben beschiftigt werden und hat eine Lehrverpflichtung im
Umfang von wdchentlich Lehrveranstaltungsstunden zu erfiillen (§ 4 Abs. 1 Nr. 7 und 8b LUFV).
[ Die/Der Obengenannte soll befristet als wissenschaftliche/r Mitarbeiter/in beschaftigt werden und hat abweichend von den
bei Vollbeschéftigung vorgesehenen 5 Lehrveranstaltungsstunden eine reduzierte Lehrverpflichtung im Umfang von wdéchentlich
(mindestens jedoch zwei) Lehrveranstaltungsstunden zu erfiillen (§ 4 Abs. 1 Nr. 8c Satz 2 LUFV).

Eine Reduzierung ist nur in besonderen Fillen und nur dann mdéglich, wenn ihr/ihm auch Aufgaben Uibertragen werden, die auch
der Vorbereitung einer Promotion forderlich sind (ausfiihrliche Begriindung auf Beiblatt erforderlich).
Hinweis: Die Hochschule geht davon aus, dass von der Reduzierung duBerst restriktiv Gebrauch gemacht wird.
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8. Begriundung flir ein befristetes Arbeitsverhaltnis

8.1 Bei wissenschaftlichen Beschiftigten nach dem
Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG)

Hinweis:

Die Befristung von Arbeitsvertragen mit wissenschaftlichem Personal, das nicht promoviert ist, ist bis zu einer Dauer von
sechs Jahren zulassig. Nach abgeschlossener Promotion ist eine Befristung bis zu einer Dauer von sechs Jahren, im Be-
reich der Medizin bis zur Dauer von neun Jahren zulassig; die zulassige Befristungsdauer verldangert sich in dem Umfang,
in dem Zeiten einer Befristung ohne Promotion und Promotionszeiten ohne Beschiftigung zusammen weniger als sechs
Jahre betragen haben. Auf diese Befristungsdauer sind alle befristeten Arbeitsverhéltnisse mit mehr als einem Viertel der
regelméaBigen Arbeitszeit, die mit einer deutschen Hochschule oder einer staatlichen oder liberwiegend staatlich finan-
zierten Forschungseinrichtung i.S.d. § 5 WissZeitVG abgeschlossen wurden, sowie entsprechende Beamtenverhaltnisse
auf Zeit und Privatdienstvertrage nach § 3 WissZeitVG anzurechnen. Angerechnet werden auch befristete Arbeitsverhalt-
nisse, die nach anderen Rechtsvorschriften abgeschlossen wurden.

[0 |Der/Die Arbeitnehmer/in ist nicht promoviert (§ 2 Abs. 1 Satz 1 WissZeitVG).

[0 |Der/Die Arbeitnehmer/in ist promoviert (§ 2 Abs. 1 Satz 2 WissZeitVG).

8.2 Bei wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Beschaftigten nach
§ 2 Abs. 2 Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG)

[ |Die/Der Beschéftigte wird tiberwiegend aus Drittmitteln finanziert, die fiir eine bestimmte Aufgabe und Zeitdauer bewilligt sind,

und Uberwiegend der Zweckbestimmung dieser Mittel entsprechend beschéftigt.

Name des Drittmittelprojekts

genaue Beschreibung der zeitlich/sachlich begrenzten Aufgabenstellung

8.3 Bei wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Beschaftigten nach dem
Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG)

mehr als drei Jahre zurlckliegt, steht dem wirksamen Abschluss eines neuen befristeten Arbeitsvertrages nicht entgegen.

[J |Erstmalige Einstellung der/des Beschéftigten beim Freistaat Bayern bis zur Dauer von zwei Jahren ohne Vorliegen eines sachli-
chen Grundes (§ 14 Abs. 2 TzBfG). Eine friihere Beschéftigung der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers beim Freistaat Bayern, die

] | Der Bedarf an der Arbeitsleistung besteht nur voriibergehend (§ 14 Abs. 1 Nr. 1 TzBfG).

genaue Beschreibung der zeitlich/sachlich begrenzten Aufgabenstellung

[J | Das Forschungsprojekt ist auf die vorgesehene Vertragsdauer beschrénkt (bei Tatigkeit in einem Forschungsprojekt).

wegen
[ Elternzeit/Sonderurlaub [0 Mutterschutz [0 Arbeitszeitreduzierung [ Freistellung
] Erkrankung [0 Rente auf Zeit ] Sonstiges:

von Frau/Herrn

[0 |Die/der Beschaftigte wird zur Vertretung einer/eines anderen Arbeitnehmerin/Arbeitnehmers beschaftigt (§ 14 Abs. 1 Nr. 3 TzBfG)

[0 |Die Befristung erfolgt zur Erprobung (§ 14 Abs. 1 Nr. 5 TzBfG).

[0 |sonstige besondere (sachliche oder in der Person der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers liegende) Griinde
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9. Anlagen

9.1 Fiir die erstmalige Einstellung der Bewerberin/des Bewerbers sind folgende Unterlagen beigefiigt:

[ Feststellung der Entgeltgruppe [J Hochschulabschlusszeugnisse und -urkunden
[ Personalfragebogen mit Lichtbild [ Promotionsurkunde
[J Fragebogen zur Verfassungstreue [0 Approbationsurkunde
[0 Fragebogen zur Scientology-Organisation [0 Ausbildungszeugnis/se
[0 amtliches Filhrungszeugnis [0 Schulabschlusszeugnis/se
[ Nachweis/e iber friihere Beschéftigungen im Hochschul- [J Lebenslauf
und Forschungsbereich (Arbeitsvertrége etc.) O
auBerdem bei nichtwissenschaftlichen Beschéftigten: auBerdem bei Staatsangehérigen aus den EU-Mitgliedsstaaten:
[J Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung [0 giltiger Personalausweis/Pass
[ Beiblatt zum Einstellungsvorschlag [0 gtiltige Arbeitsgenehmigung (nur bei nichtwiss. Beschaftigten
o ) e mit kroatischer Staatsangehérigkeit)
auBerdem bei wissenschaftlichen Beschéftigten:
[ Hinweis zur Beitragspflicht (VBL) bei allen anderen auslandischen Beschéftigten:
[ Antrag auf Befreiung von der VBL-Pflichtversicherung [0 gultiger Aufenthaltstitel mit Erlaubnis zur Arbeitsaufnahme

9.2 Zur Vorlage an das Landesamt fiir Finanzen - Beziigestelle Arbeithehmer - sind bei der erstmaligen
Einstellung folgende Unterlagen beigefiigt:

[0 Sozialversicherungsausweis

Angabe zur Krankenversicherung/Mitgliedsbescheinigung

Nachweise zum Personenstand (ggf. Heiratsurkunde etc.)

ggf. Befreiungsbescheinigung der Rentenversicherung und griine Befreiungskarte
Kindergeldantrag einschlieBlich Nachweise (Geburtsurkunde, Schulbesuchsbescheinigung)
Antrag auf vermdgenswirksame Leistungen einschlieBlich Kopie des Vertrages

Antrag auf Fahrtkostenzuschuss mit amtl. Kostennachweis

Nachweis/e Uber frihere Beschaftigungen im offentlichen Dienst

Nachweis Uiber Wehr-/Zivildienst

Nachweis Uber friihere Zusatzversorgung im 6ffentlichen Dienst

OO0O0O0O0oooOodd

Zutreffendes bitte ankreuzen oder erganzen.

Der Arbeitsplatz der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters befindet sich im Bereich

[ Garching [ Innenstadt/Stammgelande [J weihenstephan O

[0 Gebaudeteil: [J Raumnummer:

10. Erganzende Hinweise zur Datenerfassung und Datenpflege im Rahmen
des Personal- und Stellenverwaltungssystems SAP/R3 Modul HR

Die fur den jeweiligen Hochschulstandort zusténdigen Personalverwaltungen der Technischen Universitdt Miinchen erledigen die ihr
zugewiesenen Aufgaben im Bereich der Stellen- und Personalverwaltung, Mittelbewirtschaftung und Controlling sowie der damit zusam-
menhangenden statistischen Auswertungen mit Unterstilitzung des DV-Personal- und Stellenverwaltungssystems SAP/R3 (Modul

HR). lhre firr die Personalbetreuung notwendigen Daten werden deshalb flr das DV-System SAP/R3 erfasst und gespeichert. AuBer-

dem erhalt das Landesamt fur Finanzen Miinchen zur Aufnahme der Entgelt- und Besoldungszahlung die notwendigen Daten. Interne Stel-
len der Hochschulverwaltung erhalten — soweit dies zur Aufgabenerledigung notwendig ist (z.B. zur Erstellung des Vorlesungsverzeichnis-
ses, Beschéftigtenlisten, Hochschulstatistiken etc.) — ebenfalls auszugsweise personenbezogene Daten.

Von den Vorbemerkungen und Hinweisen unter Ziffer 1 sowie vom Infoblatt zur Entgeltsystematik - Stufenfestsetzung wurde
Kenntnis genommen. Die Richtigkeit der Angaben wird versichert.

[J Miinchen
[0 Garching
[1 Weihenstephan, den

Unterschrift Bewerber/in Unterschrift Instituts-/Lehrstuhl-/Abteilungsleitung/Geschaftsfihrer/in
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Hinweise und Erlauterungen
zur Befreiung von der Pflichtversicherung

in der Zusatzversorgung des 6ffentlichen Dienstes
Stand (8 2 Absatz 2 Tarifvertrag Altersversorgung — ATV -)

Juli 2012

Die Regelung in § 2 Absatz 2 ATV hat folgenden Wortlaut:

(2) 'Beschiftigte mit einer wissenschaftlichen Tatigkeit an Hochschulen oder Forschungseinrichtungen, die fur
ein befristetes Arbeitsverhdltnis eingestellt werden, in dem sie wegen der Dauer der Befristung die Wartezeit
nach § 6 Abs. 1 nicht erfullen kénnen, und die bisher keine Pflichtversicherungszeiten in der Zusatzversiche-
rung haben, sind auf ihren schriftlichen Antrag vom Arbeitgeber von der Pflicht zur Versicherung zu befreien.
2Der Antrag ist innerhalb von zwei Monaten nach Beginn des Arbeitsverhaltnisses zu stellen. 3Zugunsten der
nach Satz 1 von der Pflichtversicherung befreiten Beschaftigten werden Versorgungsanwartschaften auf eine
freiwillige Versicherung (entsprechend § 26 Abs. 3 Satz 1) mit Beitrdgen in Hohe der auf den Arbeitgeber ent-
fallenden Aufwendungen fur die Pflichtversicherung, einschlie3lich eines eventuellen Arbeithehmerbeitrags
nach § 37 a Abs. 2, hochstens jedoch mit vier v.H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts begriindet. “Wird
das Arbeitsverhdltnis im Sinne des Satzes 1 verlangert oder fortgesetzt, beginnt die Pflichtversicherung anstel-
le der freiwilligen Versicherung mit dem Ersten des Monats, in dem die Verlangerung oder Fortsetzung des Ar-
beitsverhaltnisses lber fiinf Jahre hinaus vereinbart wurde. 5Eine rtickwirkende Pflichtversicherung von Beginn
des Arbeitsverhaltnisses an ist ausgeschlossen.

Eine Befreiung von der Pflichtversicherung ist méglich, wenn folgende Voraussetzungen erfillt sind:

a) Wegen der Dauer der Befristung des Arbeitsverhéltnisses kann die Wartezeit von 60 Umlagemonaten nicht
erfullt werden.

b) Sie missen den Antrag innerhalb von zwei Monaten nach Beginn des Arbeitsverhaltnisses stellen. Maf3-
gebend ist das Eingangsdatum bei Ihrer Beschéaftigungsstelle oder bei der fir Sie zustandigen Bezlgestel-
le bei dem Landesamt fiir Finanzen. Geht der Antrag erst spater ein, darf eine Befreiung nicht mehr ausge-
sprochen werden.

c) Sie mussen eine wissenschaftliche Tatigkeit austiben. Wissenschaftliche Téatigkeiten sind wissenschatftli-
che bzw. kinstlerische Dienstleistungen, die von wissenschaftlichem bzw. kinstlerischem Personal an
Hochschulen nach § 42 Hochschulrahmengesetz - HRG - erbracht werden. Hiermit sind insbesondere
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie
Lehrkréafte flr besondere Aufgaben gemeint. Voraussetzung fir wissenschaftliche Tatigkeit ist in der Regel
ein abgeschlossenes Hochschulstudium.

d) Die wissenschaftliche Tatigkeit muss an einer Hochschule oder Forschungseinrichtung ausgetibt werden.

e) Sie durfen bisher keine Pflichtversicherungszeiten in einer Zusatzversorgungseinrichtung des 6ffentlichen
Dienstes haben.

f) Die Voraussetzungen fir die Pflichtversicherung missen dem Grunde nach vorliegen (prift die Bezilige-
stelle).

Wahrend der Befreiung von der Pflichtversicherung werden Anwartschaften auf Rentenleistung aus
einer freiwilligen Versicherung erworben.

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, Beitrage in Hohe von 4 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts in eine
freiwillige kapitalgedeckte Versicherung der Beschéftigten/des Beschaftigten im Rahmen der betrieblichen Al-
tersversorgung bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander (VBL) einzuzahlen (die Mdglichkeit,
den Beitrag fur eine anderweitige Altersvorsorge der/des Beschéftigten zu verwenden, besteht nicht). Daraus
entsteht im Rentenfall auch ohne Erfullung einer Wartezeit ein Anspruch auf Betriebsrente der VBL.

Daruber hinaus haben Sie die Mdglichkeit, eine eigene freiwillige Versicherung mit der VBL zu vereinbaren und
die o.g. Arbeitgeberbeitrdge aus eigenen Mitteln aufzustocken. Informationen hierzu erhalten Sie unmittelbar
bei der

VBL — Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander

76128 Karlsruhe

Telefon:  0721/155-0

E-Mail kundenservice@vbl.de

Internet  www.vbl.de

Durch die Befreiung von der Pflichtversicherung kénnen sich bei einer spéter eintretenden Pflichtver-
sicherung Nachteile ergeben:

In Fallen des vorzeitigen Ausscheidens aus dem Arbeitsverhéltnis nehmen die Anwartschaften aus der Pflicht-
versicherung nur dann an der Verteilung von Bonuspunkten nach 8§ 19 ATV (Dynamik) teil, wenn mindestens
120 Umlage-/Beitragsmonate in der Pflichtversicherung erfillt sind.

Beispiel:
Eine Beschéftigte/ein Beschaftigter ist zunachst fir vier Jahre in der freiwilligen Versicherung anstelle der
Pflichtversicherung versichert. Nach vier Jahren wird das Arbeitsverhéltnis fir weitere sieben Jahre fortgesetzt.


mailto:kundenservice@vbl.de
http://www.vbl.de/
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Da in der Pflichtversicherung nur fiir sieben Jahre Umlagemonate zu beriicksichtigen sind, sind die Vorausset-
zungen fur die Dynamik nicht erfillt; die Rentenanwartschaft aus der Pflichtversicherung bleibt daher vom En-
de des Arbeitsverhéltnisses bis zum Eintritt des Versicherungsfalls oder einem Wiederbeginn der Pflichtversi-
cherung statisch.

5. Das Leistungsrecht der freiwilligen Versicherung weicht von dem Leistungsrecht der VBL-
Pflichtversicherung ab.

Insbesondere:

- Aus der freiwilligen Versicherung stehen keine sozialen Komponenten nach 8§ 9 ATV zu. Das bedeutet,
dass fur den Fall einer Elternzeit keine zuséatzlichen Versorgungspunkte nach § 9 Abs. 1 ATV berticksich-
tigt werden. Aul3erdem werden fir den Fall einer Erwerbsminderung oder fir den Fall des Todes wéhrend
des Beschaftigungsverhaltnisses keine zusatzlichen Versorgungspunkte nach 8 9 Abs. 2 ATV (Hinzurech-
nungspunkte) bertcksichtigt.

- Der Hoéchstrechnungszinssatz und damit die garantierten Leistungen sind geringer als in der Pflichtversi-
cherung. Dies kann zu Unterschieden bei den Rentenleistungen fiihren.

Allerdings entsteht nur ein Anspruch auf Rentenleistung in der Pflichtversicherung, wenn die Wartezeit von 60
Umlagemonaten bis zum Rentenfall erfillt wird. Weitere Informationen zu den Unterschieden zwischen der
freiwilligen Versicherung und der Pflichtversicherung erteilt die VBL.

6. Trotz wirksamer Befreiung kann zu einem spéteren Zeitpunkt die Pflichtversicherung eintreten.

Bei einer Verlangerung oder Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses Uber funf Jahre hinaus beginnt die Pflicht-
versicherung anstelle der freiwilligen Versicherung mit dem Ersten des Monats, in dem die Verlangerung oder
Fortsetzung uber funf Jahre hinaus vereinbart wurde. Damit endet die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Bei-
tragsentrichtung in die freiwillige Versicherung; im Ubrigen bleibt die freiwillige Versicherung bestehen.

Eine ruckwirkende Pflichtversicherung vom Beginn des Arbeitsverhdltnisses an ist nach 8 2 Absatz 2 Satz 5
ausgeschlossen.

Um eine Rentenleistung aus der Pflichtversicherung zu erhalten, ist die Erfullung einer Wartezeit von 60 Umla-
gemonaten in der Pflichtversicherung notwendig. Befristet wissenschaftliche Beschaftigte, die nach § 2 ATV
statt der Pflichtversicherung die freiwillige Versicherung gewahlt haben, sind nach der Verlangerung des befris-
teten Arbeitsverhéltnisses tber funf Jahre hinaus auch dann in der Pflichtversicherung anzumelden, wenn sie
die satzungsmaRige Wartezeit von 60 Umlagemonaten nicht erfullen werden. Die Begriindung der Pflichtversi-
cherung geht aber in diesen Fallen auch ohne Erfullung der Wartezeit von 60 Umlagemonate nicht ins Leere,
sofern zusammen mit der freiwilligen Versicherung die unverfallbare Anwartschaften nach dem Betriebsren-
tengesetz (vgl. 8 1 b Abs. 1 BetrAVG) erfillt sind. Beispiel fur Beschaftigungen mit Versicherungsbeginn ab 1.
Januar 2009:

Die Anwartschaft ist nach § 1 b Abs. 3 und 1 BetrAVG gesetzlich unverfallbar, wenn

e das Arbeitsverhdltnis vor Eintritt des Versorgungsfalls, jedoch nach Vollendung des 25. Lebensjahres en-
det und

e die Versorgungszusage im Zeitpinkt des Ausscheidens aus dem Arbeitsverhéltnis mindestens finf Jahre
bestanden hat.

Eine Beschéftigte/Ein Beschaftigter beginnt zum 1. Marz 2009 eine befristete wissenschaftliche Téatigkeit.
Sie/Er lasst sich von der Pflichtversicherung befreien und wird fir zwei Jahre in der VBLextra angemeldet.
Nach zwei Jahren wird das Arbeitsverhaltnis auf Gber finf Jahre verlangert. Ab dem Zeitpunkt der Verlange-
rung ist eine Anmeldung in der Pflichtversicherung vorzunehmen. Nach drei Jahren in der Pflichtversicherung
wird die Beschéaftigung beendet.

Im Rentenfall besteht auf eine Betriebsrente aus den zwei Jahren Versicherung in der VBLextra.

In der Pflichtversicherung ist die Wartezeit nicht erftllt, da nur 36 Umlagemonate zurtickgelegt wurden. Es liegt
jedoch eine gesetzlich unverfallbare Anwartschaft nach § 1 b Abs. 3 und 1 BetrAVG vor, da die Versorgungs-
zusage Uber den Arbeitgeber insgesamt fiinf Jahre bestanden hat und die/der Beschaftigte beim Ausscheiden
aus dem Arbeitsverhéltnis das 25. Lebensjahr vollendet hatte. Die Wartezeit gilt damit im Rentenfall als erfllt.
Die Hohe der Betriebsrente aus der Pflichtversicherung richtet sich nach den dort erworbenen Versorgungs-
punkten.

Weitere Informationen erteilt ebenfalls die VBL.

Dieses Hinweisblatt habe ich erhalten und zur Kenntnis genommen. Auf die zweimonatige Frist
fur die Beantragung der Befreiung von der Pflichtversicherung bin ich hingewiesen worden.

Ort, Datum Unterschrift



Name, Vorname PLZ Ort

Geburtsdatum Stralle

ggf. Geburtsname Telefon

Personalnummer,
sofern bereits
bekannt:

An das

Landesamt fur Finanzen — Dienststelle Minchen
- Bezligestelle Arbeithehmer -

- Arbeitsgruppe
80535 Munchen

Antrag auf Befreiung von der Pflichtversicherung
in der Zusatzversorgung des offentlichen Dienstes
(8 2 Absatz 2 Tarifvertrag Altersversorgung — ATV -)

Antrag der/des Beschaftigten:

Ich beantrage flir mein am beginnendes/begonnenes Beschaftigungsverhaltnis
die Befreiung von der Pflichtversicherung in der Zusatzversorgung des offentlichen Dienstes bei
der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander (VBL).

Die Hinweise und Erlauterungen zur Befreiung von der Pflichtversicherung in der Zusatzversor-
gung des offentlichen Dienstes habe ich erhalten und zur Kenntnis genommen. Mir ist insbe-
sondere bekannt, dass

— der Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht nicht widerrufen werden kann,

— nach Befreiung von der Versicherungspflicht ein Antrag auf Wechsel von der freiwilligen
Versicherung in die Pflichtversicherung nicht rickwirkend sondern nur zum néchsten Mo-
natsersten maoglich ist,

— die Befreiung endet, sobald das befristete Arbeitsverhaltnis tUber finf Jahre hinaus verlan-
gert oder fortgesetzt wird,

— sich durch die Befreiung auch Nachteile bei den Zusatzversorgungsleistungen ergeben
kdénnen,

— der Arbeitgeber zu meinen Gunsten Beitrage in eine freiwillige kapitalgedeckte Versicherung
bei der VBL an Stelle der Pflichtversicherung entrichtet und ich selbst die Méglichkeit habe,
daruber hinaus eine eigene freiwillige Versicherung bei der VBL zu vereinbaren und die Ar-
beitgeberbeitrage aus eigenen Mitteln aufzustocken.

Ich bestétige, dass ich bisher keine Pflichtversicherungszeiten in einer Zusatzversorgungsein-
richtung des o6ffentlichen Dienstes habe.

Ort, Datum Unterschrift

Bestatigung der Beschéaftigungsstelle:

Die/Der Beschéftigte tbt eine wissenschaftliche Tatigkeit im Sinne des § 2 Absatz 2 des Tarif-
vertrags Altersversorgung aus.

Die Beschaftigungsstelle ist eine Hochschule oder Forschungseinrichtung im Sinne des 8§ 2 Ab-
satz 2 des Tarifvertrags Altersversorgung.

Ort, Datum Unterschrift, Stempel




	Einstellungsvorschlag_wiss_Beschaeftigte_281014
	1. Wichtige Vorbemerkungen und Hinweise
	2. Außerdem sind der Beschäftigungsdienststelle und der Bewerberin/dem Bewerber bekannt, dass
	3. Besondere Hinweise für befristete Arbeitsverhältnisse
	4. Allgemeine Hinweise zur Gewährung von Umzugskosten und Trennungsgeld
	5. Angaben zum beabsichtigten Beschäftigungsverhältnis
	6. Verrechnung – genaue Angaben zwingend erforderlich
	7. Lehrverpflichtung gemäß § 4 Lehrverpflichtungsverordnung (LUFV) bei  wissenschaftlichen Beschäftigten, soweit nicht aus Drittmitteln oder  Prüfamtseinnahmen verrechnet
	8. Begründung für ein befristetes Arbeitsverhältnis
	8.1 Bei wissenschaftlichen Beschäftigten nach dem Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG)
	8.2 Bei wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Beschäftigten nach  § 2 Abs. 2 Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG)
	8.3 Bei wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Beschäftigten nach dem  Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG)
	9. Anlagen
	9.1 Für die erstmalige Einstellung der Bewerberin/des Bewerbers sind folgende Unterlagen beigefügt:
	9.2 Zur Vorlage an das Landesamt für Finanzen – Bezügestelle Arbeitnehmer – sind bei der erstmaligen  Einstellung folgende Unterlagen beigefügt:
	10. Ergänzende Hinweise zur Datenerfassung und Datenpflege im Rahmen  des Personal- und Stellenverwaltungssystems SAP/R3 Modul HR

	Antrag_Hinweis_auf_Befreiung_VBLPflichtversicherung_281014
	Antrag auf Befreiung von der Pflichtversicherung
	in der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes
	(§ 2 Absatz 2 Tarifvertrag Altersversorgung – ATV –)


	Zentralabteilung 1 Referat 12: Off
	Zentralabteilung 2 Referat 21: Off
	Zentralabteilung 2 Referat 22: Off
	Zentralabteilung 8 Referat 82: Off
	ServicebüroVerwaltung d Fakultät für: Off
	Fakultätfür: 
	Beschäftigungsdienststelle genaue Bezeichnung des InstitutsLehrstuhlsFachgebiets der Betriebsoder Verwaltungseinheit: 
	frauherr1: 
	telefonnummer: 
	email: 
	einstellungsvorschlag: Off
	weiterbeschäftigungsvorschlag: Off
	FrauHerr: 
	geboren am: 
	Staatsangehörigkeit: 
	Anschrift Straße Hausnummer PLZ Wohnort: 
	soll ab: 
	unbefr: Off
	befristet bis: Off
	befristetbis: 
	vollbesch: Off
	mitderhälfte: Off
	mit wöchentlich: Off
	stunden: 
	als: 
	in Entgeltgruppe: 
	Die Arbeitszeit soll abweichend von der FünfTageWoche festgelegt werden auf: Off
	tage: 
	Mo: Off
	Di: Off
	Mi: Off
	Do: Off
	Fr: Off
	tariflichprobezeit: Off
	verkürzteprobez: Off
	monaten1: 
	verkürzte Probezeit von Monaten Begründung: 
	Ja: Off
	Nein: Off
	Beschäftigter: Off
	BeamtinBeamter: Off
	wissenschaftliche Hilfskraft: Off
	wissenschaftlicher Mitarbeiterin: Off
	studentische Hilfskraft: Off
	drittmitt: Off
	Kapitel: 
	Titel: 
	FondsNr: 
	Kostenstelle: 
	undefined_9: Off
	Kapitel_2: 
	Titel_2: 
	FondsNr_2: 
	Kostenstelle_2: 
	planstelle11: Off
	Planstelle Nr: 
	Es handelt sich hierbei um eine Ersatzeinstellung für folgenden Altersteilzeitarbeitnehmerin: Off
	altersteilzeitarbeitnehmerin: 
	DieDer Obengenannte soll als Lehrkraft für besondere Aufgaben beschäftigt werden und hat eine Lehrverpflichtung im: Off
	stunden33: 
	DieDer Obengenannte soll befristet als wissenschaftlicher Mitarbeiterin beschäftigt werden und hat abweichend von den: Off
	stunden44: 
	nichtpromoviert: Off
	promoviert: Off
	überwiegendausdrittmittelnfinanziert: Off
	Name des Drittmittelprojekts: 
	genaue Beschreibung der zeitlichsachlich begrenzten Aufgabenstellung: 
	erstmaligeeinstellung: Off
	beibedarf: Off
	genaue Beschreibung der zeitlichsachlich begrenzten Aufgabenstellung_2: 
	dasforschungsprojekt: Off
	wirdzurvertretung: Off
	ElternzeitSonderurlaub: Off
	Erkrankung: Off
	Mutterschutz: Off
	Rente auf Zeit: Off
	Arbeitszeitreduzierung: Off
	Sonstiges: Off
	Freistellung: Off
	sonstigeszurvertretung: 
	frauherrn2: 
	befristungzurerprobung: Off
	sonstigebesonderegründe: Off
	sonstige besondere sachliche oder in der Person der Arbeitnehmerindes Arbeitnehmers liegende Gründe: 
	Feststellung der Entgeltgruppe: Off
	Personalfragebogen mit Lichtbild: Off
	Fragebogen zur Verfassungstreue: Off
	Fragebogen zur ScientologyOrganisation: Off
	amtliches Führungszeugnis: Off
	Nachweise über frühere Beschäftigungen im Hochschul: Off
	Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung: Off
	Beiblatt zum Einstellungsvorschlag: Off
	Hinweis zur Beitragspflicht VBL: Off
	Antrag auf Befreiung von der VBLPflichtversicherung: Off
	Hochschulabschlusszeugnisse und urkunden: Off
	Promotionsurkunde: Off
	Approbationsurkunde: Off
	Ausbildungszeugnisse: Off
	Schulabschlusszeugnisse: Off
	Lebenslauf: Off
	sonst21: Off
	weitereunterlagen: 
	gültiger PersonalausweisPass: Off
	gültige Arbeitsgenehmigung nur bei nichtwiss Beschäftigten: Off
	gültiger Aufenthaltstitel mit Erlaubnis zur Arbeitsaufnahme: Off
	Sozialversicherungsausweis: Off
	Angabe zur KrankenversicherungMitgliedsbescheinigung: Off
	Nachweise zum Personenstand ggf Heiratsurkunde etc: Off
	ggf Befreiungsbescheinigung der Rentenversicherung und grüne Befreiungskarte: Off
	Kindergeldantrag einschließlich Nachweise Geburtsurkunde Schulbesuchsbescheinigung: Off
	Antrag auf vermögenswirksame Leistungen einschließlich Kopie des Vertrages: Off
	Antrag auf Fahrtkostenzuschuss mit amtl Kostennachweis: Off
	Nachweise über frühere Beschäftigungen im öffentlichen Dienst: Off
	Nachweis über WehrZivildienst: Off
	Nachweis über frühere Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst: Off
	sonst22: Off
	sonstigeVorlage1: 
	sonst33: Off
	sonstigeVorlage2: 
	Garching: Off
	Gebäudeteil: Off
	gebäudeteil1: 
	InnenstadtStammgelände: Off
	Weihenstephan: Off
	Raumnummer: Off
	raumnummer1: 
	sonst44: Off
	sonstigesarbeitsplatzimbereich: 
	München: Off
	Garching_2: Off
	Weihenstephan den: Off
	datum1: 
	Ort Datum: 
	Name Vorname: 
	Geburtsdatum: 
	ggf Geburtsname: 
	personalnummer1: 
	PLZ Ort: 
	Straße: 
	Telefon: 
	personalnummer2: 
	ambeginnendes: 
	Ort Datum_2: 


